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Einleitung 

Nachdem Beling in seiner Tübinger Antrittsvorlesung im Jahre 1903 den 
Terminus "Beweisverbote" eingeführt hatte, wurde eine juristische Diskussion 
zu diesem Problemkreis erst nach dem zweiten Weltkrieg erneut aufgegriffen 1. 

Auslöser für das Wiederaufkommen des Interesses war die Frage, ob zum 
Zweck der Wahrheitsfindung im Straßprozeß die Verfahren der Narkoanalyse 
und des Polygraphen angewandt werden dürften. Die Entscheidung des BGH2 
von 1954, die Verwertung von Ergebnissen des Polygraphen falle unter das 
Verbot des § 136a StPO, setzte einen vorläufigen Schlußpunkt unter die zur 
Diskussion stehende Thematik. 

Spätestens jedoch mit der Frage der Verwertung von Tonbandaufnahmen im 
Strafprozeß3 wurde das juristische Gespräch um die Beweisverbote erneut 
entfacht. Aus der Tatsache, daß von da an unter diesem Thema eine derartige 
Vielzahl strafprozessualer Probleme behandelt wird, resultiert eine unüberseh-
bare Anzahl an einschlägigen Entscheidungen und literarischen Äußerungen. 
Als vorläufiger Höhepunkt der vergangenen Jahre stellt sich die Wissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit dem Problemkreis im Rahmen des 46. Deutschen 
Juristentages im Jahre 1966 dar. Inzwischen haben die Beweisverbote nichts von 
ihrer Bedeutung und Aktualität verloren. Der stetige Wandel in ihrer Entwick-
lung drückt sich schon durch die Äußerung Roxins4 aus, daß alle mitgeteilten 
Ergebnisse nur vorläufigen Charakter besitzen könnten. Obschon zur Begrün-
dung der einzelnen Beweisverbote bisweilen verschiedene Gesichtspunkte 
herangezogen werden, zeigt sich bei näherer Betrachtung, daß gerade dem 
Schutz des Persönlichkeitsrechtes und der Intimsphäre die entscheidende 
Bedeutung zukommt. So erklärt sich auch, daß in vielen Fällen die prozeßrechts-
dogmatische Argumentation unter Hinweis auf das Grundgesetz - insbesonde-
re auf Art. 2 i. V. m. Art. 1 - abgebrochen wird, zumal Persönlichkeitsrecht und 
Intimsphäre durch das Grundgesetz geschützt sind. 

1 Inzwischen benutzte das Schrifttum die Lehre von Beling (Die Beweisverbote als 
Grenze der Wahrheitsfindung im Strafprozeß, Breslau 1903) ohne weitere Vertiefung, 
soweIt es sie überhaupt zur Kenntnis nahm, zumal sie zunächst keine weiterreichenden 
Folgen hatte, dazu Alsberg/Nüsse/Meyer, Der Beweisantrag im Strafprozeß, S. 430f. 
m.w.N. 

2 BGHSt. 5, S. 323. 
3 BGHSt. 10, S. 202ff.; 14, S. 339; 14, S. 358. 
4 Roxin, Strafverfahrensrecht, § 24D. 

2 Dalakouras 
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Unabhängig von den Vorschriften der Straßprozeßordnung sind Beweisver-
bote mit Verwertungsverbotswirkung auch unmittelbar aus dem Grundgesetz 
ableitbar, vornehmlich wenn es sich um Beweiserhebungen handelt, die mit einer 
Verletzung der Intimsphäre verbunden sind. S Beschäftigt man sich jedoch mit 
den aus Eingriffen in die Intimsphäre resultierenden Beweisverboten, soll 
vorerst die Frage des verfassungsrechtlich abgesicherten Schutzbereiches der 
Intimsphäre klargestellt werden. Obgleich der Schutz der Intimsphäre vor dem 
Staat ein schon seit griechischer Zeit zu beobachtendes Phänomen ist,6 war bis 
etwa vor 30 Jahren das Verhältnis von Intimsphäre und Grundrechten kein 
Thema von öffentlichem Interesse, oder auch nur einer wissenschaftlichen 
Diskussion würdig. 7 Die Legitimation einer spezifischen Untersuchung zum 
Problemkreis der Intimsphäre ergibt sich bereits daraus, daß viele Fragen zu 
diesem Thema vor allem hinsichtlich des Umfanges einer verfassungsrechtlichen 
Garantie des Rechtes auf Achtung der Intimsphäre, ihres Regelungsbereiches 
und ihrer Schranken ungeklärt verbleiben, trotz der Vielzahl schon vorliegender 
Lösungsansätze. 

Herausgestellt sei an dieser Stelle, daß im Rahmen der vorliegenden Arbeit 
bestimmten der verfassungsrechtlichen Dogmatik verbundenen Einzelfragen 
nachzugehen ist. Grundsätzlich sollen sich die Bemühungen jedoch auf die in 
Betracht kommenden Grundrechte, verstanden als Abwehrrechte gegenüber 
dem Staat, konzentrieren. Daher ist in diesem Zusammenhang nicht zu 
thematisieren, ob und inwieweit ein Schutz der Intimsphäre vor Angriffen 
Dritter durch eine eventuelle Drittwirkung der Grundrechte besteht. 8 Ebenso-
wenig soll hier die weitverbreitete Diskussion über den Datenschutz fortgesetzt 
werden, trotz des ohne Zweifel bestehenden Zusammenhanges des Datenschut-
zes mit dem Schutz der Intimsphäre, zumal die Ansätze der Datenschutzdiskus-
sion für die besagte Intimsphärenproblematik nur bedingt verwendbar sind. 

Sobald über die verfassungsrechtliche Absicherung der Intimsphäre Klarheit 
gewonnen wird, ihr Regelungsbereich und ihre Schranken feststehen, ist anhand 
eklatanter Fälle von Beweisverboten bezüglich der Intimsphäre, wie Tonband-
aufnahmen und Tagebücher, der Umfang des durch Beweis-(verwertungs)ver-
bote gewährleisteten Schutzes des Privatlebens im Rahmen des Strafprozesses 
festzulegen. 

S Statt vieler Schäfer in LR, Ein!. Kap. 14 Rdr. 26. 
6 Vg!. dazu oben § 2; siehe noch Süss, Lehmann-Fs., S. 200; v. Meiss, Geheimsphäre, 

S.72. 
7 Lediglich im Zivilrecht gab es erste Ansätze, wie z. B. die 1953 erschienene Schrift 

Hubmanns über "Das Persönlichkeitsrecht". 
8 Vg!. Nipperdey in Grundrechte H, S. 19; Dürig, Nawiasky-Fs., S. 157 jeweils m. w. N.; 

siehe aber Hirsch, JR 1966, S. 334 (341 ff.). 



Erster Teil 

Verfassungsrechtliche Absicherung der Intimsphäre 

§ 1 Bedürfnis nach einem persönlichen Bereich 

I. Allgemeines 

Das Person sein hängt aufs engste mit dem Bestreben zusammen, einen Raum 
des Für-sieh-Seins zu behaupten, einen Bereich in seinem persönlichen Leben zu 
schaffen und zu bewahren, der nur nach eigenem Ermessen preisgegeben wird. 
Das Erhalten eines solchen Bereiches, in dem man etwa Empfindungen, 
Ansichten, Erlebnisse und Gefühle beliebig für sich selbst behalten kann, wird 
heute einstimmig als absolut notwendig für die Persönlichkeitsentwicklung 
angesehen. 1 Die Gewährleistung seines Schutzes in mannigfachen Ausprägun-
gen ist darüber hinaus für jeden Rechtsstaat selbstverständlich. 

Unter Berücksichtigung ihrer sozialen und ideengeschichtlichen Entstehungs-
und Entwicklungsbedingungen läßt sich die Intimsphäre in der heutigen Form, 
nämlich als staatlich anerkannter Bereich menschlicher Freiheit, als Produkt der 
bürgerlichen Gesellschaft charakterisieren. 2 Demgegenüber kann das Bedürfnis 
nach Anerkennung eines persönlichen Bereiches keineswegs als neu bezeichnet 
werden. Dies ist schon daraus zu erkennen, daß es sehr alte Normen bei den 
Ägyptern, Griechen und Römern gab, die einzelne, ganz spezifische Geheimnis-
se schützten. 3 Ebensowenig kann die Forderung nach Alleinsein und Intimität 
in kleinsten Gruppen für modern gehalten werden, da sie bereits bei den 
Angehörigen primitiver Volksgemeinschaften vorzufinden ist.4 

Freilich ist die Notwendigkeit eines Schutzes der Intimsphäre als Freiheitsbe-
reich des Bürgers erst viel später sichtbar geworden. Eine Gefährdung der 
Intimsphäre scheint bis zum 19. Jh. sehr geringen Ausmaßes gewesen zu sein. 
Der zu dieser Zeit vollzogene Wandel der menschlichen Daseinsbedingungen 
hatte die Zunahme der Gefährdung der Intimsphäre zur Folge und infolgedes-
sen die Notwendigkeit, dem immer bestehenden Bedürfnis nach Intimität voll 

1 Ausführlich dazu unten § 1 11; vgl. auch Evers, Privatsphäre, S.39f., Wiese, 
Universitas 1958, S. 581ff., Eb. Schmidt, Universitas 1958, S. 813ff. 

2 Vgl. Mal/mann, Zielfunktionen des Datenschutzes, S. 16ff., Habermas, Strukturwan-
dei der Öffentlichkeit, S. 60ff., 184ff. 

3 Dazu v. Meiss, Geheimsphäre, S. 65ff.; siehe im einzelnen auch unten § 2. 
4 Ausführlich Westin, IBM-Nachrichten 1970, S. 189ff.; ders., Privacy and Freedom, 

S.8ff. 
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